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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser, 

in diesem Monat geht eine Epoche zu Ende: 
Am 15. April wurden die letzten drei Atom-
kraftwerke in Deutschland abgeschaltet – 
und das ist eine gute Nachricht! 

Deutschland folgt damit u.a. Österreich, 
das nach einer Volksabstimmung bereits 
1978 aus der Atomenergie ausgestiegen 
ist und wo der Atomausstieg inzwischen 
Verfassungsrang hat. Wir Sozialdemo-
kraten setzen uns schon seit Jahrzehnten 
für den Atomausstieg ein, denn Atomkraft 
ist eine gefährliche Hochrisikotechnolo-
gie. Für die Endlagerung des radioaktiv 
strahlenden Atommülls über Jahrtausen-
de haben wir bis heute keine Lösung und 
zugleich ist die Stromerzeugung durch 
Atomkraft die teuerste und unwirtschaft-
lichste Art der Energieerzeugung. Und da 
der Anteil von Atomstrom in Deutschland 
zuletzt nur noch etwa 7% betrug, ist unse-
re Versorgungssicherheit – anders als die 
Atomkraftbefürworter fälschlicherweise 
behaupten – durch den Atomausstieg kei-
neswegs gefährdet. In den nächsten Jah-
ren müssen wir nun, auch unserer Umwelt 
zuliebe, massiv auf den Ausbau Erneuer-
barer Energien setzen.

Was es sonst noch zu berichten gibt aus 
meiner politischen Arbeit im Deutschen 
Bundestag und darüber hinaus, finden Sie 
in dieser neuesten Ausgabe meines „Maga-
zins“. Ich wünsche Ihnen viel Spaß bei der 
Lektüre und bin auf Ihre Rückmeldungen 
gespannt. 

Für Ende Mai/Anfang Juni plant mein 
Team übrigens momentan gerade wieder 
die nächste „Wahlkreistour“, bei der Sie 
mich vor Ort in vielen Stadtteilen in mei-
nem Wahlkreis treffen und mit mir ins 
Gespräch kommen können. Die Termine 
finden Sie rechtzeitig auf meiner Internet-
seite. 

Mit den besten Grüßen, 

Armand Zorn 2



Wenngleich der Koali-
tionsausschuss Ende 
März in der Öffentli-
chkeit insbesondere 

in Bezug auf seine intensiven, nahe-
zu marathon-artigen Verhandlungen 
besprochen wurde, konnten auch 
einige wichtige Durchbrüche in den 
Gesprächen erzielt werden. Hierzu 
ein paar Gedanken:

Ich verrate keine Geheimnisse damit: 
Parteien, die so unterschiedlich sind, 
wie die Koalitionspartner in der Am-
pel, teilen nicht immer die gleichen 
Standpunkte und können sich in der 
Sache mitunter höchst uneinig seien. 
Damit reflektieren sie nur unsere 
komplexe gesellschaftliche Wirklich-
keit! 

Festzuhalten ist aber: Auch wenn 

sicherlich über das “wie” der 
Gespräche gestritten werden kann- 
im Ergebnis hat es sich gelohnt! Auch 
in einer der turbulentesten Phasen 
jüngerer deutscher Geschichte 
halten wir am Ziel fest, Deutschland 
zu modernisieren. Klimaschutz wird 
nicht -wie oft behauptet wurde- “auf-
gegeben”: Vom Grundprinzip des Kli-
maschutzgesetzes- die Bundesregi-
erung zum Klimaschutz verbindlich 
zu verpflichten, wird nicht abgerückt. 

Die Gesamtziele in der CO2-Re-
duzierung bleiben: bis 2045 wird 
Deutschland klimaneutral sein. Al-
lerdings war es der SPD ein wich-
tiges Anliegen, dass Klimaschutz 
sozial und gerecht ist. Wie der SPD-
Chef Lars Klingbeil es ausdrückte: 
“Klimaschutz darf kein Elitenprojekt 
sein”.

In diesem Zusammenhang hat sich 
die Koalition unter anderem darauf 
geeinigt, den Ausbau von Schienen-
netz zu beschleunigen und in den 
Bahnverkehr zu investieren. Um 
dieses Projekt zu verwirklichen, wird 
der CO₂-Aufschlag auf die Lkw-Maut 
ab 2024 erhöht. Diese Maßnahmen 
zielen darauf ab, möglichst viel-
en Menschen den Zugang zu ein-
er erschwinglichen Mobilität mit 
geringem CO2-Ausstoß zu ermögli-
chen. 

Die SPD setzt sich dafür ein, dass die 
Modernisierung des Landes beschle-
unigt wird und Deutschland seine 
Klimaziele erreicht. Wir haben hier 
noch viel Nachholbedarf, aber wir 
sind auf dem richtigen Weg. 

REFLEKTIONEN 
ZUM KOALITIONSAUSSCHUSS
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Nach dem großen Erfolg des 9-Euro 
Tickets im vergangenen Jahr haben 
sich Bund und Länder auf die Ein-
führung eines deutschlandweit gül-
tiges Nah- und Regionalverkehrstick-
et zum Preis von 49-Euro pro Monat 
geeinigt.

Ab den 1. Mai können Fahrgäste 
Busse und Regio-Bahnen im ganzen 
Land einfach benutzen, ohne sich 
über Verbundgrenze und unter-
schiedliche Tarife in den einzelnen 
Regionen Gedanken machen zu müs-
sen.

Ziel des Deutschlandtickets ist es 

die ÖPNV attraktiver zu gestalten. 
Gerade im Verkehrssektor haben 
wir großen Nachholbedarf im Kli-
maschutz. Der Verkehrssektor verfe-
hlt seit Jahren konsequent seine Kli-
maziele, daher ist es so wichtig, dass 
wir mit diesem attraktiven Angebot 
mehr Personen vom Auto in die 
öffentlichen Verkehrsmittel bringen. 

Der SPD war es ein weiteres wich-
tiges Anliegen insbesondere Arbeit-
er:innen, die jeden Tag pendeln müs-
sen, finanziell zu entlasten. 

Um die Tickets zu finanzieren, stellt 
der Bund den Ländern 1,5 Milliarden 

Euro pro Jahr zur Verfügung. Die 
Bundesländer beteiligen sich eben-
falls mit 1,5 Milliarden Euro. Soll-
ten Mehrkosten entstehen, würden 
sie im ersten Jahr hälftig zwischen 
dem Bund und der Bundesländer 
aufgeteilt, um Verkehrsunterneh-
men vor wirtschaftlichen Risiken zu 
schützen.

Diese Maßnahme konkretisiert den 
Koalitionsvertrag, fördert eine klima-
freundliche Mobilität, indem sie die 
Nutzer öffentlicher Verkehrsmittel, 
wie z. B. Pendler:innen, finanziell un-
terstützt.

DAS 49€-TICKET KOMMT!
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Deutschland braucht Fach-
kräfte: 2022 waren 1.98 
Millionen Arbeitsplätze 
nicht besetzt, weil es an 

ausgebildete Arbeiter:inner fehlte. 
Die Regierung hat dementsprechend 
eine ehrgeizige Strategie entwickelt, 
um sowohl die Erwerbsfähigkeit von 
Frauen und Älteren zu erhöhen als 
auch die Aus- und Weiterbildung zu 
stärken. 

Zusätzlich muss Deutschland auch 
attraktiver für qualifizierte ausländi-
sche Fachkräfte werden. Daher hat 
das Kabinett das Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz beschlossen, das die-
se durch drei Wege erleichtern soll:

1. Qualifikation: Bisher kön-
nen durch die blaue Karte 
EU ausgebildete Arbeits-
kräfte aus Drittstaaten nur 

in Deutschland arbeiten, wenn in 
dem Berufsfeld Arbeitskräftemangel 
herrscht. Künftig werden Arbeiter:in-
nen aus dem Ausland mit einem an-
gemessenen Diplomabschluss jede 
qualifizierte Arbeit ausüben dürfen 
- unabhängig davon, ob es einen aku-
ten Mangel gibt.

2. Erfahrung: Jede:r mit min-
destens zwei Jahren Be-
rufserfahrung und einem 
im Ausland erworbenen 

und dort staatlich anerkannten Be-
rufsabschluss kann nun als Fachkraft 
in Deutschland zuwandern.

3. Potenzial: Eine Chancen-
karte wird eingeführt, für 
diejenigen, die noch kein 
konkretes Arbeitsplatz-

angebot haben, aber Potenzial für 
den Arbeitsmarkt mitbringen. Diese 
Karte basiert sich auf einem Punkte-
system, dessen Kriterien Folgendes 
umfassen: Qualifikation, Deutsch- 
und Englischkenntnisse, Berufserfah-
rung, Deutschlandbezug, Alter und 
Potenzial der Lebens- oder Ehepart-
nerinnen oder -partner. 

Ich überlasse das Schlusswort Bun-
deskanzler Olaf Scholz: „Es ist ein 
weiterer Schritt zur Modernisierung 
Deutschlands, ein weiterer Schritt, 
wirtschaftliches Wachstum auch für 
die Zukunft zu gewährleisteten, und 
ein weiterer Schritt, jahrzehntelan-
gen Stillstand zu überwinden.“
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Jede dritte Person in Deutsch-
land ist schon einmal diskri-
miniert worden - aufgrund 
des Alters, einer Behinde-

rung, der ethnischen Herkunft 
oder aus rassistischen Gründen, 
wegen des Geschlechts, der sexuel-
len Identität, der Religion oder der 
Weltanschauung. Allerdings klagen 
nur sechs Prozent der Betroffenen 
dagegen. Das liegt häufig daran, 
dass der Klageprozess kosteninten-
siv und langwierig sein kann. Oft 
sind Betroffenen ihre Rechte und 
Möglichkeiten auch gar nicht be-
kannt. 

Mit der Reform des Allgemeinen 
Gleichstellungsgesetzes (kurz AGG) 
hat sich die Koalition vorgenom-
men diese Probleme anzugehen 
und die Rechte von Betroffenen zu 
stärken. Die SPD-Bundestagsfrakti-
on hat hierzu am 18. April ein Posi-
tionspapier beschlossen. In diesem 

legen wir die wichtigsten Punkte 
dar, damit von Diskriminierung Be-
troffene ihr Recht wirksamer gel-
tend machen können: 

• die Frist, um Ansprüche geltend
zu machen, von zwei Monaten auf
ein Jahr verlängern
• die unkomplizierte Unterstützung
durch Antidiskriminierungsver-
bände ermöglichen (kollektiver
Rechtsschutz)
• für härtere Sanktionen bei Verstö-
ßen sorgen
• Schutzlücken schließen: Denn
während man z.B. bei rassistischer
Diskriminierung durch eine*n 
private*n Arbeitgeber*in Entschä-
digungsansprüche hat, ist das
bei rassistischer Diskriminierung
durch eine öffentliche Behörde bis-
lang nicht der Fall. Das wollen wir
ändern und die Bindung an das Ge-
setz auch auf öffentliche Stellen und
Behörden erweitern.

Als Digitalpolitiker ist es mir beson-
ders wichtig, dass das AGG auch 
auf die Risiken von algorithmen-
basierter Diskriminierung eingeht. 
Beweise bei der Diskriminierung 
durch Algorithmen können sehr 
schwer zu sammeln sein. Gerade 
bei Künstlicher Intelligenz sind die 
Entscheidungsfindungsprozesse oft 
intransparent und komplex. 

Außerdem wissen Betroffene oft gar 
nicht, dass sie von einem Algorith-
mus diskriminiert wurden. Wenn 
ich beispielsweise online eine Ver-
sicherung kaufe, könnte der Ver-
sicherungsdienstleister aufgrund 
meiner Browserhistorie mir ein 
zugeschnittenes Angebot machen, 
das potenziell diskriminierend 
ist. Um diese Problemstellungen 
anzugehen, müssen wir das AGG 
technologieorientiert gestalten und 
damit zukunftsfest machen. Dafür 
werde ich mich einsetzen.  
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Am 31. März habe ich zu 
einem Antrag der CDU/
CSU Fraktion zum Data Act 
gesprochen. Der Data Act 

ist ein Gesetzgebungsvorschlag der eu-
ropäischen Kommission, der zum Ziel 
hat Daten innerhalb der Europäischen 
Union besser nutzbar zu machen und 
Rechtsansprüche klar zu regeln. 

Daten legen heutzutage die Basis für 
unsere Wirtschaft und Gesellschaft. 
Wir produzieren Daten bei der digi-
talen Kommunikation mit Freund:in-
nen und Familie, bei der Suche nach 
einem neuen Paar Schuhe online oder 
der Fahrkartenkontrolle in der Bahn. 
In unseren Alltag finden zunehmend 
auch sogenannte IoT-Geräte (Internet 

of Things) Einzug, wie beispielsweise 
smarte Fitnesstracker am Handgelenk 
oder die vernetzte Waschmaschine, 
die meinem Smartphone das Ende des 
Waschgangs mitteilt. 

Doch wem gehören diese Daten ei-
gentlich und wer kann sie nutzen? 
Diese Fragen sind aktuell noch weit-
estgehend ungeregelt. Das bedeutet 
einerseits, dass die Potenziale von 
Datennutzung für unseren Wirtschaft 
unausgeschöpft bleiben. Schätzung 
der EU-Kommission zufolge werden 
80% der Industriedaten nicht verwen-
det. Das bedeutet andererseits aber 
auch, dass manche Daten ohne das Ein-
verständnis des oder der Urheber:in 
genutzt werden. 

Bei diesen Fragen setzt der Data Act an. 
In meiner Rede wurde deutlich, dass 
ich mich vor allem für eine faire Re-
gelung für die Verbraucherinnen und 
Verbraucher einsetze. Diese gewähren 
mit der Nutzung von IoT-Geräten tiefe 
Einblicke in ihren Alltag und legen 
ihre Gewohnheiten und Vorlieben of-
fen dar. Auf dieser Grundlage ist es 
nur fair, dass die Verbraucher:innen 
selbst entscheiden können wer, welche 
Daten, zu welchen Konditionen ver-
wenden darf. Dafür stehe ich in den 
Verhandlungen ein. 

Meine Rede zum Data Act finden Sie 
auf der Website des deutschen Bun-
destags.  

MEINE REDE ZUM DATA ACT
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Für Frankfurt ist eine gute 
Verkehrsanbindung, einer 
der Punkte, die die Stadt so 
lebenswert machen. Wir 

leben im Herzen von Europa. Mit 
dem Hauptbahnhof haben wir einen 
großen Verkehrsknotenpunkt für 
das Rhein-Main Gebiet und ganz 
Deutschland. Der Frankfurter Flug-
hafen ist ein elementares Drehkreuz 
für Passagiere aus der ganzen Welt. 
Nicht zu unterschätzen ist dabei 
auch die Bedeutung des Flughafens 
als Wirtschaftsmotor. 

In meiner Themenwoche Verkehr 
habe ich mich eine Woche lang mit 
Stakeholdern aus den verschiede-
nen Verkehrsbereichen getroffen. 
Mich interessierte dabei vor 
allem, wie wir den Verkehrssektor 
klima-

neutral entwickeln können, ohne, 
dass es dabei zum Verlust von 
Arbeitsplätzen kommt.

Vor uns liegen große Herausforde-
rungen. Der Verkehrssektor 
macht einen Großteil der 
Emissionen aus. Uns muss eine 
Transformation zur Klima- 
neutraliät gelingen. 

Bei der Zukunft des Verkehrs müs-
sen wir die Perspektiven aller Be-
teiligten zusammendenken. Wer mit 
dem Rad unterwegs ist, macht 
an-dere Erfahrungen als 
Autofahrer:in-nen. Die allgemeine 
Anbindung auf dem Land 
unterscheidet sich funda-mental 
von der in der Stadt. Was mir 
während  der  Themenwoche aber 

besonders klar geworden ist: der 
Arbeitskräftemangel ist so akut wie 
noch nie. Und dabei geht es 
längst auch nicht mehr um 
hochqualifizierte Jobs. Auch 
Berufe für ungelernte Fachkräfte 
sind immer schwerer zu 
besetzen. Hier herrscht wirklich 
akuter Mangel. In der 
Verkehrsbranche merken wir das 
jeden Tag: Züge fallen aus oder 
kommen zu spät, am Flughafen kann 
das Gepäck nicht rechtzeitig in den 
Flieger geladen werden. 

Ich nehme aus der Woche 
viele wichtige Eindrücke nach 
Berlin mit. Meine nächste 
Themenwoche steht leider erst im 
Sommer an und wird sich mit dem 
Thema Zukunft der Ar-beit 
beschäftigen.

THEMENWOCHE VERKEHR
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Im April fand der Geldpolitische 
Dialog statt – ein gemeinsames 
Dialogformat des Finanz- und 
Haushaltsausschusses sowie des 

Ausschusses für die Angelegenheit-
en der Europäischen Union. Ziel des 
Gesprächs ist es regelmäßig geldpoli-
tische Aktivitäten der Europäischen 
Zentralbank (EZB) parlamentarisch zu 
begleiten. 

Bei dem jüngsten Termin ist daher 
Dr. Joachim Nagel, der Präsident der 
Deutschen Bundesbank und damit Mit-
glied des EZB-Rats, für das Gespräch zu 
uns in den Bundestag gekommen. Ich 
habe mich gefreut, ihm Fragen zur akt-
uellen Inflationsentwicklung zu stellen. 
Denn stark-steigende Preise sind eine 
Herausforderung für einen großen Teil 
der Bevölkerung und eine Verteilungs-
frage. 

Im vergangenen Monat ist die jährli-
che Inflationsrate des Euroraums er-
mittelt durch den harmonisierten Ver-
braucherindex (HVPI) im Vergleich 
zum März 2022 auf 6,9% gesunken 
– eine positive Nachricht. Allerdings

entwickeln sich die Preise der Kom-
ponenten des HVPI unterschiedlich. 
Die jährliche Inflationsrate für Lebens-
mittel des Euroraums war im März auf 
15,4% gestiegen. Das entspricht einem 
Anstieg von 1,3% im Vergleich zum Feb-
ruar 2023. Die Preise für Energie hinge-
gen waren Zeitgleich gesunken mit ein-
er Rate von -2,2% zum Februar 2023. 
Auch im Vergleich zum Vorjahr sind 
die Energiepreise um 0,9% gesunken. 

Die EZB erwartet, dass die Inflation 
durch angehobene Zinsen weiter zu-
rückgehen wird. Die Leitzinsen liegen 
seit dem 22.März nun alle bei 3% und 
drüber. Die EZB erhofft sich dadurch 
die Inflationserwartungen der Markt-
teilnehmer:innen also der Menschen 
in der Bevölkerung auf einem niedrig-
eren Niveau zu verankern. Die Überle-
gung dahinter ist, dass Menschen sich 
entsprechend verhalten, wenn sie mit 
großen Preisanstiegen rechnen. 

Ökonom:innen sprechen von einer 
Lohn-Preisspierale, wenn Arbeitne-
hmer:innen durch hohe Inflationser-
wartung höhere Löhne einfordern und 

diese höheren Löhne wiederum als 
Kosten für die Unternehmen zu höher-
en Preisen führen. Allerdings wurde 
dieses Phänomen in den vergange-
nen Monaten nicht beobachtet. Dafür 
konnte man eher eine Gewinn-Pre-
is-Spirale feststellen. Das heißt, einige 
Unternehmen haben aufgrund ges-
tiegener Preise im Energiesektor die 
Preise höher angehoben als der ent-
sprechende Kostenanstieg. Die EZB 
setzt darauf, dass durch den Wettbe-
werb solche Gewinnanstiege jedoch 
wieder zurückgehen werden. 

Wir müssen in der Politik die mit ein-
er Gewinn-Preis-Spirale verbundene 
Verteilungsdynamik genauestens ver-
folgen und entsprechend reagieren. 
Außerdem ist es unsere Aufgabe, sinn-
volle Strukturpolitik zu betreiben und 
so unabhängig von fossilen Importen 
aus einzelnen Ländern zu werden. 
Denn der Auslöser der Inflation war 
letztlich der Preisschock auf dem Ener-
giemarkt gewesen - und dessen Ursa-
chen gilt es strukturell zu entschärfen.

GELDPOLITISCHER DIALOG:
INFLATIONSENTWICKLUNG
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Über ein gemeinsames 
Programm des Deut-
schen Bundestags und 
des Kongresses der Ver-

einigten Staaten von Amerika kön-
nen Schülerinnen und Schüler im 
Alter von 15 bis 17 Jahre ein Stipen-
dium für ein Austauschjahr in den 
USA erhalten. Dieses Stipendium 
umfasst die Kosten für Flug, Unter-
kunft, Schule und Versicherung so-
wie Vorbereitung und Betreuung 

durch professionelle Austauschor-
ganisationen.

Auch junge Berufstätige (bis max. 
24 Jahre) können über dieses 
„Parlamentarische Patenschafts-
Programm“ (PPP) in einem ame-
rikanischen Betrieb arbeiten und 
internationale Erfahrungen in der 
Berufswelt sammeln. 

Ich finde das ein tolles Programm, 

mit dem junge Leute die Möglichkeit 
haben, den American Way of Life 
zu erleben und Politik, Gesellschaft 
und Kultur in den USA zu kennen-
zulernen und ich unterstütze dieses 
Programm gerne. 

Die Bewerbungsphase für das Pro-
grammjahr 2024/25 beginnt am 2. 
Mai (und endet Anfang September). 
Mehr Informationen dazu findet 
man hier. 

MIT DEM BUNDESTAG
IN DIE VEREINIGTEN STAATEN
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